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30. Jahrestag der Gründung der DDR

Zur Entwicklung der Rechtspflege in der
Deutschen Demokratischen Republik (Fortsetzung)*

Dr. Dr. h. c. JOSEF STREIT, Mitglied des Zentralkomitees der SED, Generalstaatsanwalt der DDR

Um das Jahr 1960 mehrten sich die Anzeichen und Be
weise dafür, daß aggressive Kräfte in den USA und ande
ren NATO-Staaten ihre Aggressionsvorbereitungen forcie
ren. Insbesondere spekulierten sie darauf, die Deutsche 
Demokratische Republik so bald wie möglich zu annek
tieren. In der „Geschichte der Sozialistischen Einheits
partei Deutschlands“ heißt es hierzu:

„Vorbereitet werden sollte das durch konterrevolu
tionäre Unruhen und Grenzprovokationen, welche die 
aggressiven Kreise zum Vorwand für einen militäri
schen Überfall auf die DDR nehmen sollten.“! 
Insbesondere wurden die offenen Grenzen mißbraucht 

und hochqualifizierte Fachleute, Techniker und Wissen
schaftler abgeworben und verschleppt. Durch 'die Abwer
bung von Ärzten sollte Unruhe unter der Bevölkerung 
erzeugt werden. Mit Kursmanipulationen, Währungsspe
kulationen und anderen gefährlichen Wirtschaftsverbre
chen sollten die Wirtschaft der DDR unterminiert und die 
Mittel zur Finanzierung der Diversäonstätigkeit gewonnen 
werden.

Im Frühjahr und Sommer 1961 beschleunigten die 
Imperialisten die unmittelbaren Aggressionsvorbereitungen 
gegen unser Land. Eine besondere Rolle spielte dabei der 
sog. Forschungsrat der BRD-Regierung für „Fragen der 
Wiedervereinigung“. Im Jahresbericht 1961 legte dieses 
Revanchistengremium einen umfassenden Plan für einen 
sog. „Tag X“ vor. Dieser Plan sah u. a. vor:
— die Übergabe der volkseigenen Betriebe und Banken 

an die Monopole,
— die Auflösung der landwirtschaftlichen Produktions

genossenschaften und
— die Übereignung des Grund und Bodens an die ehe

maligen Junker und Großgrundbesitzer.
Anfang Juni 1961 begannen die militaristischen Kreise 

den unmittelbaren Angriff vorzubereiten. So sollte nach 
den Vorstellungen des Führungsstabes der Bonner Armee
— so verriet ein Sprecher dieses Stabes im „Münchner 
Merkur“ vorn 24725. Juni 1961 — in der DDR eine „Explo
sion“ herbeigeführt werden. Und in der „Bonner Rund
schau“ verlangten die Revanchisten von ihren imperia
listischen Partnern, „... alle Mittel des Krieges, des Ner
venkrieges und des Schießkrieges anzuwenden. Dazu ge
hören nicht nur herkömmliche Streitkräfte und Rüstungen, 
sondern auch die Unterwühlung, das Anheizen des inne
ren Widerstandes, die Arbeit im Untergrund, die Zerset
zung der Ordnung, die Sabotage, die Störung von Verkehr 
und Wirtschaft, der Ungehorsam, der Aufruhr.“2

Den Feinden der DDR die Pläne durchkreuzt

Angesichts dieser außerordentlich ernsten Situation er
klärten die Regierungen des Warschauer Vertrages, daß 
sie 'die notwendigen Maßnahmen treffen, um ihre Sicher
heit und die der DDR zu gewährleisten. Am 11. August 
1961 beauftragte die Volkskammer der DDR auf Vorschlag 
des Zentralkomitees der SED den Ministerrat, alle Maß
nahmen vorzubereiten und durchzuführen, die sich aus 
den Vereinbarungen der Teilnehmerstaaten des War
schauer Vertrages ergaben. In der Nacht zum 13. August

1961 wurde die bis dahin offene Staatsgrenze zu West
berlin unter Kontrolle genommen und der Schutz der 
Grenze zur BRD verstärkt.

Damit war die NATO-Strategie des „roll back“ in 
Europa gescheitert. Die Illusion des Imperialismus — die 
DDR zu annektieren — war zerstört. In der Stellung
nahme des Zentralkomitees vom 4. Oktober 1961 heißt es: 
„Es hat sich gezeigt, daß die Deutsche Demokratische Re
publik niemals zu besiegen ist. Die Deutsche Demokra
tische Republik ist eine sehr reale Macht der Arbeiter und 
Bauern, die in der Sowjetunion, im sozialistischen Lager 
über die stärksten Verbündeten verfügt“.3

Wie vorauszusehen war, verstärkten nach dem
13. August die uns feindlich gesinnten Kräfte nicht nur 
die Hetze gegen unsere Partei, sondern auch die plan
mäßig organisierten Provokationen bis hin zu bewaffne
ten Anschlägen. In mehreren Strafverfahren wurde ein
deutig bewiesen:
— Westliche Spionageagenturen richten ihre Tätigkeit auf 

die nachrichtendienstliche Aufklärung der Grenzsiche
rungskräfte und -anlagen. Ihre Agenten erhalten per 
Funk generelle Aufträge zur Erkundung der Staats
grenze.

— Der Bundesnachrichtendienst und das Bundesamt für 
Verfassungsschutz der BRD sind an der Anleitung der 
Provokationen unmittelbar beteiligt.

— In diesen Geheimdiensten nehmen ehemalige SS-Füh- 
rer und andere ehemalige aktive Faschisten führende 
Stellungen ein.

Mit dem Recht gegen aktive Faschisten 
und Kriegsverbrecher

Aktive Faschisten und Kriegsverbrecher saßen aber auch 
in anderen Gremien bzw. in der Regierung der BRD. Zu 
ihnen gehörten u. a. der Minister Theodor Oberländer, 
der im Jahre 1960 vom Obersten Gericht der DDR zu 
lebenslangem Zuchthaus verurteilt wurde4, sowie der da
malige Generalbundesanwalt Fränkel, den am 11. Juli 
1962 die Regierung der BRD in den „einstweiligen Ruhe
stand“ versetzen mußte. Dazu war es gekommen, nach
dem in der Deutschen Demokratischen Republik am 7. No
vember 1961 Tatsachen veröffentlicht worden waren, aus 
denen eindeutig hervorging, daß Fränkel bereits am 1. Mai 
1933 Mitglied der Naziparted geworden war und als Staats
anwalt schwerste Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
begangen hatte5

Im Juli 1963 fand vor dem Obersten Gericht der 
Deutschen Demokratischen Republik der Prozeß gegen den 
damaligen Staatssekretär im Bundeskanzleramt Dr. Hans 
Globke statt. In westdeutschen Medien ist 'damals viel 
über einen angeblichen „Schauprozeß“ gezetert worden. 
Dieser Vorwurf war völlig unberechtigt. Wahr ist viel
mehr, daß ich mich im zeitigen Frühjahr an den BRD- 
Generalbundesanwalt gewandt und neue Belastungsdoku
mente überreicht habe, damit er alle Vorbereitungen für 
ein Strafverfahren gegen Globke treffen kann. Eine Ant
wort habe ich nicht erhalten. Daraufhin habe ich mich in 
Erfüllung der historischen Mission der DDR und auf der


